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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. April 1952 

6 -60100-612/52-11 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich ■ den 

Entwurf eines Gesetzes zur Verlängerung der 
Geltungsdauer von Vorschriften auf dem Ge- 
biet der gewer blichen Wirtschaft 

nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Bundestages 
herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 81. Sitzung am 28. März 1952 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Entwurf eines Gesetzes 

zur Verlängerung der Geltungsdauer von Vorschriften 
auf dem Gebiet der gewerblichen Wirtschaft 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 

Bundesrates das folgende Gesetz besdilossen: 

§ 1 

Die Geltungsdauer 

1. des Gesetzes für Sicherungsmaßnahmen auf 
einzelnen Gebieten der gewerblichen Wirt- 
schaft vom 9. März 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S, 163) in der Fassung des Änderungs- 
gesetzes vom 5. Mai 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 298), 

2. des Gesetzes über die Errichtung einer Bun- 
desstelle für den Warenverkehr der gewerb- 
lichen Wirtschaft vom 29. März 1951 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 216), 


3. des § 1 des Gesetzes zur Aufhebung und 
Ergänzung von Vorschriften auf dem Ge- 
biete der Mineralölwirtschaft vom 31. Mai 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 371) 

wird bis zum 31. März 1954 verlängert. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt auch für das Land Berlin, 
sobald es gemäß Artikel 87 Abs. 2 seiner Ver- 
fassung die Anwendung dieses Gesetzes be- 
schlossen hat. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1952 in Kraft. 


Begründung 


Das Gesetz für Sicherungsmaßnahmen auf 
einzelnen Gebieten der gewerblichen Wirt- 
schaft in der Fassung vom 5. Mai 1951 und 
das Gesetz über die Errichtung einer Bundes- 
stelle für den Warenverkehr der gewerblichen 
Wirtschaft vom 29. März 1951 treten am 
30. Juni 1952 außer Kraft. Das gleiche gilt 
für den § 1 des Gesetzes zur Aufhebung und 
Ergänzung von Vorschriften auf dem Gebiete 
der Mineralölwirtschaft vom 31. Mai 1951, 
der den § 1 Abs. 1 Nr. 1 des Wirtschafts- 
sicherungsgesetzes durch eine Ermächtigung für 
eine Verbrauchsregelung für Benzin ergänzt. 
Von den Ermächtigungen dieser Gesetze ist 
für die knappen Grundstoffe Kohle und Eisen, 
für Schrott, für Nichteisen- und Edelmetalle 
sowie zur Sicherung des Besatzungsbedarfs 
und dringlicher Ausfuhren Gebrauch gemacht 
worden. Die übrigen Lenkungsvorsdiriften 
sind gesamtwirtschaftlich ohne Bedeutung. Die 
weitergeführte fachstatistische Berichterstat- 
tung gibt der Wirtschaftsführung die not- 
wendige Übersicht über die Versorgungs- und 
Absatzlage in den einzelnen Fachzweigen. 

Die Bundesstelle für den Warenverkehr ist 
das Durchführungsorgan des Bundeswirt- 
schaftsministeriums für die Lenkungsmaßnah- 
men nach dem Wirtschaftssicherungsgesetz 


und für die Bearbeitung der Einfuhr nach 
dem durch den Runderlaß Außenwirtschaft 
Nr. 56/51 vom 15. Dezember 1951 (Bundes- 
anzeiger Nr. 244) neu geregelten Einfuhrver- 
fahren. Außer diesen gesamtwirtschaftlich 
wichtigen Funktionen hat die Bundesstelle die 
Aufgabe, Liefergenehmigungen für Waren der 
Vorbehaltslisten zu erteilen und die Maß- 
nahmen auf dem Gebiet der Devisenkontrolle 
im gewerblichen Sektor zu koordinieren. 

Die Gesetze haben sich bewährt. Die noch 
vorhandenen strukturellen Spannungen im 
Wirtschaftsgefüge und die an die deutsche 
Wirtschaft gestellten Anforderungen machen 
es erforderlich, daß die Eingriffsmöglichkeiten 
zur Behebung vorübergehender akuter Not- 
stände sowie das Durchführungsorgan des 
Bundeswirtschaftsministeriums, die Bundes- 
stelle für den Warenverkehr, durch Verlänge- 
rung der Geltungsdauer der Gesetze bis zum 
Ende des Haushaltsjahres 1953, also bis zum 
31. März 1954, weiter aufrechterhalten blei- 
ben. Letztes Ziel aller dieser Maßnahmen soll 
aber sein, durch gemeinsame Anstrengungen 
die Engpässe mittels einer zielbewußten Aus- 
weitung der Produktion und des Außen- 
handels zu überwinden und damit die Markt- 
freiheit überall wieder herzustellen. 



